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Antwort 
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auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Lenzer, Pfeffermann, Benz, Engelsberger, 
Röhner, Dr. Franz, Roser, Dr. Freiherr Spies von Büllesheim, Dr. Stavenhagen, 

Frau Dr. Walz und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/4698 - 

betr. Stellungnahme der Bundesregierung zu den Empfehlungen 

des Wissenschaftsrates zur Organisation, Planung und Förderung 
der Forschung 


Der Bundesminister für Forschung und Technologie hat mit 
Schreiben vom 18. Februar 1976 die Kleine Anfrage, zu Fragen 9, 
13 und 14, im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Bil- 
dung und Wissenschaft, wie folgt beantwortet: 


1. Wie beurteilt die Bundesregierung die Empfehlungen des Wis- 
senschaftsrates zur Organisation, Planung und Förderung der 
Forschung von April 1975, welche Stellungnahmen hat sie in 
der Zwischenzeit hierzu abgegeben, und stimmen die Länder 
insgesamt mit dieser Beurteilung überein? 


Die Regierungen des Bundes und der Länder haben den For- 
schungsempfehlungen am 15. November 1974 im Wissenschafts- 
rat einstimmig zugestimmt und betont, daß politische Entschei- 
dungen der zuständigen Organe damit nicht präjudiziert wer- 
den. Im Bundesbericht Forschung V ist in Übereinstimmung mit 
den beteiligten Ländern darüber hinaus das Hauptziel der For- 
schungsempfehlungen, die vielfältige und breit angelegte For- 
schungskapazität der Hochschulen zu sichern und zu stärken, 
begrüßt und auf wichtige Einzelempfehlungen eingegangen wor- 
den. Die Bundesregierung hat einen Maßnahmenkatalog zur 
Durchführung der für sie relevanten Empfehlungen erstellt, der in 
den zuständigen Bundesressorts bearbeitet werden soll. 
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2. Wie beurteilt die Bundesregierung insbesondere die Vorschläge 
des Wissenschaftsrates zur Abstimmung der Forschungsförde- 
rung innerhalb des staatlichen Sektors (S. 47)? 

Die allgemein gehaltenen Vorschläge des Wissenschaftsrates 
(S. 47) erlauben keine ins einzelne gehende Beurteilung. Die 
Bundesregierung führt die Abstimmung der Forschungsförde- 
rung zwischen den Bundesressorts nach dem Kabinettbeschluß 
vom 24. März 1975 und mit den Bundesländern nach der Rah- 
menvereinbarung vom 28. November 1975 durch. 


3. Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung dem Vorschlag 
zur Ausgestaltung und Entwicklung der Forschung zu, eine Ab- 
stimmung der Planungen auf regionaler Ebene auch unter Ein- 
beziehung von Forschungseinrichtungen außerhalb der Hoch- 
schule durchzuführen? 


Im Bundesbericht Forschung V sind die Empfehlungen zur 
regionalen Abstimmung und Entwicklungsplanung der Länder 
begrüßt worden. Sie helfen, neue Koordinations- und Koopera- 
tionsformen zu entwickeln und langfristig einen Verbund der 
Forschungseinrichtungen aufzubauen, der es erlaubt, über die 
Grenzen und Schranken der Fachdisziplinen und Forschungs- 
einrichtungen hinaus gemeinsam wissenschaftliche und tech- 
nische Probleme zu bearbeiten. 


4, Welche Leistungspiäne für Fachprogramme im Bereich „For- 
schung der Bundesregierung" sind bisher erschienen, wann 
wurden zum ersten Male Leistungspläne angekündigt, und 
warum sind bisher noch nicht zu allen Fachprogrammen 
Leistungspläne vorgelegt worden? 


Bereits 1972 ist versuchsweise ein Leistungsplan „Förderung 
der Datenverarbeitung" erschienen. In der Antwort auf die 
Große Anfrage der Fraktionen der SPD, FDP betr. Forschungs- 
politik (vgl. Drucksache 7/1279 vom 23. November 1973) wurden 
Leistungspläne für die Förderbereiche „Transport- und Ver- 
kehrstechnologien" und „Medizin und Biologie" angekündigt, 
deren Entwürfe vorliegen. Die Verzögerung beruht u. a. auf der 
Schwierigkeit, die institutioneile Förderung in die ziel- und auf- 
gabenbezogenen Leistungspläne einzubeziehen, solange noch 
nicht von allen Forschungseinrichtungen Programmbudgets vor- 
liegen, sowie auf der geänderten Finanzplanung von 1975. Diese 
Gründe sind auch maßgebend dafür, daß zu den übrigen Fach- 
programmen bzw. Förderungsbereichen noch keine Leistungs- 
pläne veröffentlicht worden sind. Für den Bereich ihrer Ressort- 
forschungsaktivitäten haben der Bundesminister der Verteidi- 
gung und der Bundesminister für Landwirtschaft und Forsten 
Leistungspläne erarbeitet. 
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5. Wie beurteilt die Bundesregierung den Vorschlag, bei der Be- 
ratung durch die Vielzahl der Berater des Forschungsministe- 
riums nicht nur den Inhalt der Programme, sondern auch ihren 
Umfang oder ihre Zweckmäßigkeit überhaupt infrage stellen zu 
lassen? 


Die Beratungsgremien des Bundesministers für Forschung und 
Technologie befassen sich nicht nur mit dem fachlichen Inhalt 
der Forschungsprogramme, sondern auch mit der Notwendigkeit 
und mit dem finanziellen Umfang der staatlichen Förderung. 


6. Wie beurteilt die Bundesregierung den Vorschlag, dem beraten- 
den Ausschuß für Forschungspolitik des Forschungsministe- 
riums auch zum Beratungsplan des Ministeriums selbst Stellung 
nehmen zu lassen? 


Der Beratende Ausschuß für Forschung und Technologie erhält 
die jährlichen Beratungspläne und hat Gelegenheit, hierzu Stel- 
lung zu nehmen. 


7. Wie beurteilt die Bundesregierung die Kritik des Wissen- 
schaftsrates an den Fachprogrammen, insbesondere: „Ein für 
die Umsetzung von Zielen in Forschungsprojekte ausreichendes 
Maß an Konkretheit ist nicht bei allen Programmen gegeben. 
Die mangelnde Konkretheit führt dazu, daß die Wissenschaft 
auf eine Veröffentlichung des Programms nicht mit zielgerich- 
teten Anträgen reagieren kann." ? 


Eine detaillierte Beurteilung der Kritik des Wissenschaftsrates 
ist nicht möglich, da einzelne Fachprogramme, für die diese 
Kritik zutreffen soll, nicht genannt werden. Die Bundesregie- 
rung vertritt die Auffassung, daß es aufgrund der Programme 
sowie der Bekanntmachung von Fördermaßnahmen grundsätz- 
lich möglich ist, programmrelevante Forschungsanträge zu 
stellen. 

Diese Auffassung wird durch die Förderungspraxis bestätigt. 


8. In welchem Umfange will die Bundesregierung das Programm- 
management bei den Fachprogrammen des Bundesministeriums 
für Forschung und Technologie verbessern im Hinblick auf die 
detaillierten Vorschläge des Wissenschaftsrates (S. 62)? 


Die vorgeschlagenen Maßnahmen, das Programmanagement zu 
verbessern, werden in erheblichem Umfang praktiziert: 

— Um den Kreis der potentiellen Interessenten zu vergrößern, 
erscheinen Bekanntmachungen bzw. Ausschreibungen in den 
BMFT-Mitteilungen und im Bundesanzeiger. Auch die vom 
Bundesministerium für Forschung und Technologie heraus- 
gegebene Förderfibel trägt zur Information potentieller 
Interessenten bei. 
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— Um die Umsetzung von Forschungszielen in Forschungs- 
anträge zu erleichtern, werden in den Bekanntmachungen in 
vielen Fällen auch konkrete Projektziele oder Aufgaben- 
stellungen angegeben (vgl. z. B. die Bekanntmachung von 
Forschungsvorhaben der biologischen Verfahrenstechnik, 
BMFT-Mitteilung 1/76, Seite 4). Darüber hinaus wird in den 
BMFT-Mitteilungen auf die Projektträger hingewiesen, die 
nähere Informationen über die Fördermaßnahmen und über 
Einzelheiten der Antragstellung geben können. 


9. In welchem Umfange findet heute eine Abstimmung der For- 
schungsförderung des Ministeriums für Forschung und Techno- 
logie mit der Deutschen Forschungsgemeinschaft statt, wie voll- 
zieht sich diese Abstimmung im einzelnen, wie unterscheiden 
sich insbesondere auch die Auswahlverfahren für Forschungs- 
projekte beim Bundesminister für Forschung und Technologie 
und der Deutschen Forschungsgemeinschaft? 


Eine formalisierte Abstimmung der Forschungsförderung des 
Bundesministeriums für Forschung und Technologie mit der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft findet auf folgenden Förder- 
gebieten statt: 

— kernphysikalische Grundlagenforschung 

— extraterrestrische Forschung und Meeresforschung 

— Technologieförderung und Humanisierung der Arbeitswelt 

— empirische Sozialforschung. 

Sie vollzieht sich durch Unterrichtung über die Antragsunter- 
lagen und Bewilligungen sowie durch die wechselseitige Mit- 
wirkung der Fachreferenten in den Gutachtergremien. Es ist 
vorgesehen, diese Abstimmung auch auf andere Bereiche, z. B. 
„Forschung und Technologie im Dienste der Gesundheit" auszu- 
dehnen. Neben diesen formalisierten Abstimmungsverfahren 
kommt den zahlreichen laufenden Kontakten zwischen dem 
Bundesministerium für Forschung und Technologie und der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft auf Arbeitsebene hohe Be- 
deutung für die wechselseitige Koordination in allen Programm- 
bereichen zu. 

Die Auswahlverfahren des Bundesministeriums für Forschung 
und Technologie und der Deutschen Forschungsgemeinschaft 
stimmen in zwei wichtigen Grundsätzen - Begutachtung durch 
unabhängige, externe Fachgutachter und Vorrang der wissen- 
schaftlichen Qualität - überein. Ein wesentlicher Unterschied ist 
darin zu sehen, daß für das Bundesministerium für Forschung 
und Technologie die Bedeutung eines Vorhabens für ein wissen- 
schaftlich-technisches Fachprogramm ein wichtiges, zusätzliches 
Beurteilungskriterium ist, während die Deutsche Forschungs- 
gemeinschaft im Prinzip ohne eine solche programmatische 
Schwerpunktbildung die Wissenschaft allgemein fördert. 
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10. Wie beurteilt die Bundesregierung die Kritik des Wissen- 
schaftsrates an der Beurteilung und Auswahl von Förderungs- 
anträgen, insbesondere: „Bedenken sind anzumelden, wenn die 
abschließende Wertung der Förderungsanträge in Gruppen vor- 
genommen wird, deren Beratungsauftrag so eng umschrieben 
ist, wie das bei den meisten der ad hoc-Ausschüsse im Bereich 
der technologischen Forschung und Entwicklung der Fall ist. 
In solchen Ausschüssen kann keine Abwägung gegenüber Vor- 
haben auf anderen Gebieten des gleichen Programms, ge- 
schweige denn anderer Programme vorgenommen werden. 
Gerade eine solche vergleichende Abwägung wie sie z. B. im 
Hauptausschuß der Deutschen Forschungsgemeinschaft möglich 
ist, erscheint aber um der Maßstäbe und Kriterien willen als 
unverzichtbar. Darüber hinaus führt die Überzahl allzu spezi- 
fisch ausgerichteter Beratungsgremien dazu, einen Einfluß ihrer 
Mitglieder auf die Entscheidungen zu verhindern."? 

Die Bundesregierung hält die Kritik des Wissenschaftsrates in 
dieser Form nicht für berechtigt. Die wissenschaftliche Begutach- 
tung kann beim Bundesministerium für Forschung und Tech- 
nologie wie bei der Deutschen Forschungsgemeinschaft nur in 
kleinen Gruppen vorgenommen werden, um effektiv zu sein 
(vgl. auch Antwort zu Frage 9). Es ist nicht die Aufgabe der 
Beratungsgremien des BM für Forschung und Technologie, För- 
deranträge abschließend zu bewerten und sie gegenüber Vor- 
haben in anderen Gebieten abzuwägen. Dies ist vielmehr eine 
Aufgabe des Ministeriums selbst. 


11. Wie beurteilt die Bundesregierung die bisherigen Erfahrungen 
mit Projektträgern und Projektbegleitern bei der Durchführung 
der Fachprogramme im Forschungsbereich, und gedenkt sie, 
gegebenenfalls hier Änderungen herbeizuführen? 


Die Erfahrung mit Projektträgern auf den verschiedenen Auf- 
gabengebieten ist noch zu kurz, um die Bewährung und weitere 
Entwicklung bereits beurteilen zu können. 

Aufgrund der bisherigen Erfahrungen ist festzustellen, daß die 
Projektträgerschaft eine grundsätzlich geeignete und ausbau- 
fähige Teillösung für Aufgaben des Förderungsmanagements 
darstellt. Es hat sich insbesondere bewährt, die fachliche Auf- 
arbeitung und Vorprüfung und managemäßige Betreuung von 
Förderanträgen zu delegieren. 

Das Bundesministerium für Forschung und Technologie wird 
aufgrund der wachsenden Erfahrungen die Einschaltung der 
Projektträger für Aufgaben des Förderungsmanagements stän- 
dig überprüfen und weiter zu verbessern suchen. 


12. Wie beurteilt die Bundesregierung insbesondere die Vor- 
schläge des Wissenschaftsrates zur Ressortforschung, und 
welche Folgerungen zieht sie hieraus für eine Umstruk- 
turierung? 

Der Kabinettbeschluß zur Ressortkoordinierung vom 24. März 
1975 entspricht zum Teil den Anregungen des Wissenschafts- 
rates zur Ressortforschung. So sollen 
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d) Grundsätze für die Zusammenarbeit der Ressorts bei der 
Nutzung der überwiegend vom Bund getragenen Forschungs- 
einrichtungen erarbeitet und 

b) Leistungspläne der Ressorts aufgestellt werden. 


Folgerungen für die Aufgabenverteilung zwischen den Ressorts 
sind aus den Vorschlägen des Wissenschaftsrates nicht zu 
ziehen. 


13. Wie beurteilt die Bundesregierung die Beratungsfunktion der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft, insbesondere die Meinung 
des Wissenschaftsrates „die Deutsche Forschungsgemeinschaft 
nimmt seit Beginn ihrer Tätigkeit in erheblichem Umfange Be- 
ratungsaufgaben für Parlamente und Ministerien in wissen- 
schaftlichen Fragen wahr. Nicht zuletzt diesem Zweck dient 
eine Reihe ihrer Senatskommissionen", und welche konkreten 
Beratungsfunktionen hat die Deutsche Forschungsgemeinschaft 
seit 1960 gegenüber Bundestag und Bundesregierung wahr- 
genommen? 


Die Deutsche Forschungsgemeinschaft hat ihre Aufgabe, Parla- 
mente und Behörden in wissenschaftlichen Fragen zu beraten, 
bisher in vielfältiger Form erfüllt. Die Empfehlungen ihrer 
Senatskommissionen und -ausschüsse sind von der Bundes- 
regierung bei ihren Entscheidungen und Maßnahmen stets sorg- 
fältig geprüft worden und haben insbesondere zu Fragen des 
vorbeugenden Gesundheits- und Umweltschutzes Eingang in die 
einschlägigen Gesetze oder Verordnungen gefunden. Drei Bei- 
spiele von vielen seien erwähnt: 

— die Kommission zur Prüfung fremder Stoffe bei Lebens- 
mitteln gibt laufend Stellungnahmen über die Auswirkun- 
gen verschiedener Zusatzstoffe und Verfahren ab, die bei der 
Herstellung und Verarbeitung von Lebensmitteln verwandt 
werden, 

— die jährliche Herausgabe der MAK (= maximale Arbeits- 
platzkonzentration)-Werte-Listen der Kommission zur Prü- 
fung gesundheitsschädlicher Arbeitsstoffe, die von den zu- 
ständigen Stellen (u. a. Berufsgenossenschaften) übernom- 
men werden, 

— der von der Kommission für Pflanzenschutz-, Pflanzen- 
behandlungs- und Vorratsschutzmittel auf dem Gebiet der 
Pestizidanwendung aufgestellte Katalog von Kriterien zur 
toxikologischen Bewertung von Pflanzenschutzmitteln, der 
für Hersteller, Anwender und Verbraucher hilfreich ist. 

Eine umfassende Beschreibung der seit 1960 von der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft wahrgenommenen Beratungsfunktio- 
nen kann im Rahmen dieser Kleinen Anfrage nicht gegeben 
werden; es wird auf die Jahresberichte und sonstigen Publika- 
tionen der Deutschen Forschungsgemeinschaft verwiesen. 
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14. Welche Stellung mißt die Bundesregierung der Deutschen For- 
schungsgemeinschaft im Bereich der „Forschungsplanung'' zu, 
und wie beurteilt sie Vorschläge des Wissenschaftsrates zu 
diesem Bereich (S. 72)? 


Die Bundesregierung wertet die Planungsaktivitäten der Deut- 
schen Forschungsgemeinschaft als den bisher anspruchsvollsten 
Ansatz einer Aufgaben- und Finanzplanung im Bereich der 
Grundlagenforschung, da er sich auf die sachkundigen Informa- 
tionen von Wissenschaftlern aus allen Forschungsbereichen 
stützt. Gleichzeitig werden auch die Grenzen der Planung in 
diesem Bereich deutlich. 

Die Empfehlung einer verstärkten Mitarbeit staatlicher Stellen 
bei der Forschungsplanung wurde bei der Aufstellung des 
Grauen Plans V weitgehend berücksichtigt. Auch im Zusammen- 
hang mit der Überprüfung des Förderungsprogramms der Son- 
derforschungsbereiche hat die Bundesregierung ihre Vorstel- 
lungen und Überlegungen eingebracht. 


15. Wie beurteilt die Bundesregierung die Vorschläge des Wissen- 
schaftsrates zur Stimulierung privater Initiativen im Bereich 
der Forschungsförderung, und gedenkt sie, insbesondere gege- 
benenfalls das Stiftungsrecht zu ändern? 


§ 58 Nr. 5 der Abgabenordnung (AO 1977) - vom Deutschen 
Bundestag am 27. November 1975 und am 12. Februar 1976 be- 
schlossen, die Zustimmung des Bundesrates steht noch aus - 
verwirklicht die konkrete Empfehlung für eine flexiblere Gestal- 
tung der Gemeinnützigkeit: in Zukunft kann ein Viertel des 
Stiftungseinkommens dazu verwendet werden, den Stifter und 
seinen nächsten Angehörigen in angemessener Weise zu unter- 
halten, ohne daß die Gemeinnützigkeit der Stiftung entfällt. 
Eine umfassende Änderung des Stiftungsrechts des BGB er- 
scheint aufgrund der Arbeiten einer interministeriellen Arbeits- 
gruppe weder vordringlich noch geeignet, dem Stiftungsgedan- 
ken weitere Gebiete zu erschließen. Dies schließt einzelne Ver- 
besserungen - wie z. B. § 58 Nr. 5 AO - nicht aus. 


16. Welche Forschungseinrichtung des Bundes oder mit weitgehen- 
der Unterstützung des Bundes gegründete Forschungsinstitute 
sind seit 1970 in der Bundesrepublik Deutschland errichtet wor- 
den; welches waren die Gründe hierzu; ist der Wissenschafts- 
rat hierbei konsultiert worden? 


Anlage 1 gibt eine Übersicht über die Forschungseinrichtungen 
des Bundes und der vom Bund geförderten Forschungsinstitute, 
die seit 1970 in der Bundesrepublik Deutschland errichtet wor- 
den sind. Anlage 2 gibt eine Übersicht über die Einschaltung des 
Wissenschaftsrates (vgl. hierzu: Empfehlungen zur Struktur und 
zum Ausbau des Bildungswesens im Hochschulbereich nach 1970 
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Bd. 1 S. 110). Die Gründe für die Errichtung hängen vom Einzel- 
fall ab, ihre Darstellung würde den Rahmen einer Kleinen 
Anfrage überschreiten. 


17. In welchem Umfange findet eine regelmäßige Überprüfung der 
mit Mitteln des Bundes geförderten Forschungsinstitutionen 
durch Bund und Länder statt, insbesondere zur Klärung der 
Frage, ob diese Forschungsinstitute weiter finanziert werden 
sollen, gibt es Fälle der Schließung staatlich geförderter For- 
schungsinstitute, inwieweit sind die Länder an dieser Über- 
prüfung beteiligt? 


Anlage 3 gibt eine Übersicht über die Schließung staatlich geför- 
derter Forschungsinstitute. § 1 Abs. 3 des Entwurfs der Ausfüh- 
rungsvereinbarung Forschungseinrichtungen zur Rahmenver- 
einbarung sieht eine regelmäßige Überprüfung durch Bund und 
Länder vor. Die bisherigen Forschungseinrichtungen werden 
durch ihre satzungsgemäßen Organe - in denen Bund und Län- 
der in der Regel vertreten sind - im Rahmen der Programm- 
fortschreibung, der Erfolgskontrolle und Erfolgsbewertung und 
den WirtschaftsplanverM"^ 111 ™''" — Q imäßig überprüft. Dar- 
auci ninaus werden Forschungseinrichtungen oder Teilbereiche 
in größeren Abständen von Gutachtergremien hinsichtlich ihrer 
Aufgabenstellung und wissenschaftlichen Effizienz überprüft 
(z. B. GKSS, HMl’GSF, DFVLR u. a. m.). 


18. Gedenkt die Bundesregierung, die Verwirklichung der Vor- 
schläge des Wissenschaftsrates hinsichtlich der Mitwirkung der 
wissenschaftlichen und technischen Mitarbeiter bei der Auswahl 
der Forschungsgegenstände zu unterstützen? 

Die Bundesregierung hat diese Mitwirkungsvorschläge in den 
Gesellschaftsverträgen und Satzungen der rechtlich selbstän- 
digen Forschungseinrichtungen, an denen sie überwiegend be- 
teiligt ist, verwirklicht und ist teilweise darüber hinausgegan- 
gen (vgl. die Leitlinien und den Leitlinienbericht des Bundes- 
ministeriums für Forschung und Technologie). Der Bundesmini- 
ster für Landwirtschaft und Forsten hat für die Bundesfor- 
sdmngsanstalten seines Geschäftsbereichs das Kollegialprinzip 
und die Mitwirkung der wissenschaftlichen Mitarbeiter auf 
Instituts- und Anstaltsebene eingeführt. 


19. Wie beurteilt die Bundesregierung insbesondere die Vor- 
schläge des Wissenschaftsrates zur Forschungsbewertung, und 
welche Folgerungen hat sie hieraus für ihre praktische Arbeit 
gezogen? 

Der Bundesminister für Forschung und Technologie hat bereits 
1972 für den Bereich seiner institutionellen Förderung „Grund- 
sätze für die Erfolgskontrolle bei rechtlich selbständigen For- 


8 



Deutscher Bundestag — 1 , Wahlperiode 


Drucksache 7/4764 


schungseinrichtungen" erarbeitet und sie 1974 durch „Verfah- 
rensgrundsätze für das Berichts- und Informationssystem und 
für die Durchführung der Erfolgskontrolle" ergänzt. Sie werden 
z. Z. erprobt. Im Bereich der technologischen Großprojekte gibt 
es ausführliche Richtlinien für das Projektmanagement, nach 
denen der Bundesminister für Forschung und Technologie solche 
Projekte steuert und in ihrem Ergebnisfortschritt bewertet. Für 
die Vielzahl der kleineren Projekte werden gegenwärtig im 
Bundesministerium für Forschung und Technologie Verfahrens- 
regeln zusammengestellt, die die interne Ergebnisbewertung 
weiter verbessern und vereinheitlichen sollen. Die „Richtlinien 
zur Vergabe von Forschungsmitteln aus dem Einzelplan IO' 1 des 
Bundesministeriums für Landwirtschaft und Forsten sind an die 
Empfehlungen angelehnt. 
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Anlage 1 

(zu 16.) 

Seit dem Jahre 1970 gegründete Forschungseinrichtungen und 
Forschungsinstitute mit weitgehender Unterstützung durch den 
Bund 

(Es sind nur solche Einrichtungen aufgeführt, über die Angaben 
im BMFT vorhanden oder kurzfristig von den Ressorts zu 
erhalten waren) 


I. Bundesforschungseinrichtungen 

Umweltbundesamt BMI 1974 

Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung BMI 1973 

Bundesinstitut für Sportwissenschaften BMI 1970 

Bundesanstalt für Arbeitsschutz 

und Unfallforschung BMA 1970 

Paul-Ehrlich-Institut BMJFG 1972 

Forschungsanstalt für Landwirtschaft 

(Institut für Tierzucht und Tierhaltung) BML 1974 

Bundesinstitut für Berufsbildungs- 
forschung BMBW 1970 

II. Vom Bund geförderte Einrichtungen 

Dokument a ti ons- und Ausbildungszentrum 
für Theorie- und Methode der Regional- 
forschung e. V. (DATUM) BMI 1974 

Institut für Mittelstandsforschung BMWi vor 1973 

Gesellschaft zur Förderung der 

astrophysikalischen Forschung BMvtg vor 1973 

Deutsches Institut für Urbanistik des 

Vereins für Kommunal Wissenschaften e. V. BMBau 1974 

Akademie für Raumforschung und 

Landesplanung BMBau 1974 

Deutsches Historisches Institut in London BMFT 1975 

Deutsche Gesellschaft für Friedens- und 
Konfliktforschung (DGFK) BMFT 1970 

Europäisches Laboratorium für 

Molekularbiologie, Heidelberg BMFT 1974 

Internationales Institut für Führungs- 
aufgaben in der Technik (IIMT), Mailand BMFT 1971 

Internationales Institut für Angewandte 

Systemanalyse (IIASA), Wien BMFT 1972 
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Gesellschaft für Molekularbiologische 

Forschung (GMBF) f Stöckheim BMFT ab 1972 

Deutsches Krebsforschungszentrum 

(DKFZ), Heidelberg BMFT ab 1973 

Institut für Systemtechnik und Innovationsforschung, 


Karlsruhe 1972 

Institut für Höchstspannungs-Elektronen-Mikroskopie, 
Baden-Baden 1973 

Institut für Festkörpertechnologie, München (TU) 1974 

Institut für naturwissenschaftlich-technische 
Trendanalysen, Stohl 1974 

Institut für angewandte Materialforschung, 

Bremen-Lesum 1974 

Institut für Hydroakustik, Ottobrunn b. München 1974 


Gesellschaft für Mathematik und Datenverarbeitung 


(GMD), Birlinghoven 

Institut für Softwaretechnologie 1972 

Institut für Datenverarbeitung (hervorgegangen aus 
dem früheren Deutschen Rechenzentrum Darmstadt 1973 

Institut für DV im Rechtswesen 1973 

Institut für Planungs- und Entscheidungssysteme 1974 


Wissenschaftszentrum Berlin 

Internationales Institut für Management 

und Verwaltung 1969 

Arbeitsgruppe Internationales Institut für 
vergleichende Gesellschaftsforschung 1974 

Forschergruppe Internationales Institut für Umwelt 

und Gesellschaft 1975 

III. Institute in Trägerorganisationen und Großforschungs- 
einrichtungen (BMFT) 

Gesellschaft für Kernforschung, Karlsruhe (GfK) 

Institut für Datenverarbeitung in der Technik 1970 

Kernforschungsanlage Jülich 

Institut für Festkörperforschung 1970 

Institut für Neurobiologie 1970 

Institut für Angewandte Elektrochemie 

(z. Z. noch Arbeitsgruppe) 1971 
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Institut für Grenzflächenforschung 

und V akuumphy sik 1 972 

Institut für nukleare Sicherheitsforschung 1973 

Gesellschaft für Kernenergieverwertung in Schiffbau 
und Schiffahrt 

Institut für Physik 1972/73 

Institut für Werkstofftechnologie 
Institut für Anlagentechnik 

Deutsche Forschungs- und Versuchsanstalt 
für Luft- und Raumfahrt (DFVLR), Porz- Wahn 

Institut für Optoelektronik, Oberpfaffenhofen 1975 

Max-Planck-Gesellschaft 

Max-Planck-Institut für Meteorologie 1974 

Projektgruppe für internationales und vergleichendes 
Sozialrecht 1974 


Fraunhofer-Gesellschaft 

Arbeitsgruppe für Physikalische Weltraumforschung 
Freiburg (jetzt Institut) 1970 

Institut für Festkörpermechanik, Freiburg 1971 

Institut für Höchstspannungs-Elektronen-Mikroskopie, 
Baden-Baden 1971 

Institut für Silicatforschung, Würzburg 1971 

Dokumentationszentrale, Düsseldorf 1 97 1 

Institut für Lebensmitteltechnologie und Verpackung, 
München 1972 

Wilhelm-Klauditz-Institut für Holzforschung, 

Braunschweig 1972 

Institut für zerstörungsfreie Prüfverfahren, 

Saarbrücken 1972 
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Anlage 2 
(zu 16.) 


Geschäftsstelle Köln, den 9. 2. 1976 

des Wissenschaftsrates 

Verzeichnis der Stellungnahmen 
des Wissenschaftsrates zu Gründungsplänen 
für Forschungseinrichtungen 
1970 bis 1975 


Empfehlungen zur Förderung der Friedens- und Konflikt- 
forschung (verabschiedet am 30. Mai 1970) 

Stellungnahme zur Errichtung eines „Wissenschaftszentrums 
Berlin“ (verabschiedet am 17. Juli 1970) 

Stellungnahme zur Errichtung eines Instituts für Wissenschafts- 
geschichte und Wissenschaftsforschung (verabschiedet am 
17. Juli 1970) 

Stellungnahme zur Errichtung eines Instituts für Höchstspan- 
nungs-Elektronenmikroskopie (verabschiedet am 17. Juli 1970) 

Stellungnahme zur Förderung von Forschung und Lehre auf dem 
Gebiet der Internationalen Beziehungen und der Auslands- 
wissenschaften (verabschiedet am 17. Juli 1970) 

Stellungnahme zu der geplanten Errichtung eines Bundesinsti- 
tuts für Bevölkerungs- und Familienforschung (verabschiedet 
am 30. Januar 1971) 

Stellungnahme zum geplanten Deutschen Historischen Institut 
in London (verabschiedet am 15. Mai 1971) 

Stellungnahme zur Errichtung eines Instituts zur Erforschung 
der Deutschen Sprache (verabschiedet am 23. Juli 1971) 

Stellungnahme zur Gründung des „International Institutes for 
Applied Systems Analysis" (verabschiedet am 6. Dezember 
1971) 

Stellungnahme zu der geplanten Gründung eines Zentralinsti- 
tuts für Optik (verabschiedet am 5. Mai 1972) 

Stellungnahme zur Errichtung einer Kriminologischen Zentral- 
stelle (verabschiedet am 5. Mai 1972) 


Stellungnahme zu dem Plan der Gründung eines „Internatio- 
nalen Forschungsinstituts für Umweltfragen" des Wissenschafts- 
zentrums Berlin (verabschiedet am 21. Juni 1972) 
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Stellungnahme zur Überführung des Max-Planck-Instituts für 
Tierzucht und Tierernährung in den Forschungsbereich des 
Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(verabschiedet am 21. Juni 1972) 

Stellungnahme zu dem Plan der Gründung eines „Internatio- 
nalen Instituts für Vergleichende Gesellschaftsforschung" im 
Wissenschaftszentrum Berlin (verabschiedet am 25. Januar 1974) 

Stellungnahme zu dem Plan der Gründung eines „Internatio- 
nalen Instituts für Umweltfragen" im Wissenschaftszentrum 
Berlin (verabschiedet am 24. Januar 1975) 

Stellungnahme zur Gründung eines Instituts für Internationales 
und Ausländisches Finanz- und Steuerrecht (verabschiedet am 
14. November 1975) 
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Anlage 3 
(zu 17.) 


Schließung staatlich geförderter Forschungsinstitute (BMFT) 

(Es sind nur solche Einrichtungen aufgeführt, über die Angaben 
im BMFT vorhanden oder kurzfristig von den Ressorts zu 
erhalten waren) 

Internationales Institut für Führungsaufgaben 

in der Technik (IIMT) 1974 

Gesellschaft für Kernenergieverwertung in Schiffbau 
und Schiffahrt (GKSS) 

Institut für Reaktorphysik 1972/73 

Institut für Kernenergie Schiffsantriebe 


Deutsche Forschungs- und Versuchsanstalt 
für Luft- und Raumfahrt (DFVLR), Porz- Wahn 

Institut für Flugverkehrs Wissenschaften, Stuttgart 1971 

Institut für Drehflügler, Stuttgart 1973 

Institut für Elektrische Antriebe und 

Energieversorgung, Braunschweig 1973 

Institut für chemische Raketenantriebe, Trauen 1973 

Institut für Theoretische Gasdynamik, Aachen 1974 

Institut für Angewandte Mathematik und Mechanik, 

Freiburg 1975 

Institut für Antriebssysteme, Braunschweig 1975 


Max-Planck-Gesellschaft 

Institut für Zellphysiologie 1972 

Forschungsstelle für Bioakustik 1973 

Institut für Zellbiologie 1973 

Institut für Tierzucht und Tierernährung 1974 

Zentralwerkstatt Göttingen GmbH 1974 

Institut für Landarbeit und Landtechnik 1975 


Fraunhofer-Gesellschaft 

Institut für Hochspannungs-Elektronenmikroskopie, 
Baden-Baden 1973 

Technische Forschungs- und Entwicklungsstelle, Lindau 1973 
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